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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Kirst, Hussing, Kern und Genossen 

betr. Erfolgsbeteiligung des Bundes bei staatlich geförderten Forschungs- oder 
Entwicklungsvorhaben 
- Drucksache 3545 - 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 5. Juni 1975 die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit den Bundesministern der 
Finanzen, für Wirtschaft, des Innern, der Verteidi- 
gung wie folgt beantwortet: 


1. Wie wird grundsätzlich der Nutzen, die Prakti- 
kabilität und das wechselseitige Verhältnis von 
— Ansprüchen des Staates auf Rückzahlung 
oder finanzielle Erfolgsbeteiligung bei wirt- 
schaftlichem Erfolg der geförderten indu- 
striellen Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben und andererseits 

— staatlichen Nutzungs- und Weitergaberechten 
hinsichtlich der wissenschaftlich-technischen 
Ergebnisse solcher Vorhaben 
beurteilt? 

1. Nutzungsrechte des Bundes an den Ergebnissen 
geförderter Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben der Wirtschaft sollen eine kostenfreie Ver- 
fügbarkeit der Ergebnisse sicherstellen, 

— zur Deckung öffentlichen Bedarfs (Möglichkeit 
der Herstellung durch Dritte), 

— für die weitere Förderung von Forschung und 
Entwicklung (Nutzung der Ergebnisse im Rah- 
men weiterer staatlicher Förderungsmaßnah- 
men) und 

— für internationale Kooperationsabkommen im 
technisch-wissenschaftlichen Bereich auf Re- 
gierungsebene. 

Seit Juli 1969 hat der Bundesminister für For- 
schung und Technologie (damals BMwF) darüber 
hinaus bei Zuwendungen in Höhe von mehr als 
50 v. H. der veranschlagten Gesamtkosten des 
Vorhabens eine Lizenzpflicht („Weitergabe- 


pflicht“) des geförderten Unternehmens gegen- 
über Dritten zwecks kommerzieller Nutzung des 
FE-Ergebnisses im Inland eingeführt, um • 

— - eine unerwünschte, auf staatlicher Förderung 
beruhende Monopolisierung der Ergebnisse zu 
vermeiden sowie 

— die breite Nutzung der Ergebnisse und den 
„Transfer“ in andere Anwendungsbereiche zu 
fördern. 

Kommt in angemessener Frist und zu angemesse- 
nen Bedingungen keine Einigung über eine von 
Dritten angestrebte Lizensierung zustande, hat 
der Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie das Recht, das FE-Ergebnis von sich aus 
weiterzugeben („Weitergabe recht“). 

Demgegenüber soll die Rückzahlung der Förde- 
rungsmittel im Falle erfolgreicher wirtschaftlicher 
Nutzung des geförderten Ergebnisses oder eine 
finanzielle Erfolgsbeteiligung (auch Rückzahlung 
mit Verzinsung oder Aufgeld) das finanzielle 
Engagement des Bundes ausgleichen und im Er- 
folgsfalle die Begünstigungen, die das geförderte 
Unternehmen durch die staatliche Förderung ge- 
genüber seinen Wettbewerbern erfahren hat, ab- 
mildern. 

Um die wirtschaftliche Nutzung und Umsetzung 
der Ergebnisse nicht zu gefährden, setzt die Rück- 
zahlungsfrist oder Erfolgsbeteiligung erst nach 
einigen Freijahren oder gewinnabhängig oder 
nach Erreichung einer Mindeststückzahl ein. 

Dabei ist zu beachten, daß eine befriedigende Er- 
mittlung des der staatlichen Förderung zuzurech- 
nenden Gewinns oder Ertragsanteils - beson- 
ders bei Unternehmen mit breitem Produktions- 
spektrum und langjähriger umfangreicher eigener 
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FE-Tätigkeit - praktisch nicht möglich ist 1 ), so 
daß eine staatliche Ertragsbeteiligung auf Hilfs- 
größen oder vereinfachende Tatbestände zurück- 
greifen oder sich auf Sonderfälle wie zum Bei- 
spiel außergewöhnliche Lizenzeinnahmen be- 
schränken muß. 

2. Es wäre denkbar, von den geförderten Unter- 
nehmen sowohl das Einräumen von Benutzungs- 
rechten als auch das Eingehen von Rückzahlungs- 
bzw. Ertragsbeteiligungspflichten zu fordern; in 
Einzelfällen geschieht das auch. Grundsätzlich 
würde jedoch die Bereitschaft der Unternehmen, 
riskante und auch im öffentlichen Interesse lie- 
gende FE-Vorhaben unter teilweise erheblicher 
finanzieller Eigenbeteiligung zu übernehmen, 
durch die volle Kumulierung von „wissenschaft- 
lich-technischer" und „finanzieller" Erfolgsbeteili- 
gung des Bundes überfordert werden (o. g. Gut- 
achten der „Treuarbeit", S. 67 f.). 

Daher ist fallweise - je nach der verfolgten För- 
derungsabsicht und nach der Marktferne bzw. 
Marktnähe der geförderten Vorhaben - abzu- 
wägen, welcher der beiden Erfolgsbeteiligungs- 
formen jeweils Vorrang zukommt. Nach der För- 
derungsabsicht können schwerpunktmäßig unter- 
schieden werden: 

a) Vorhaben zur Stärkung der industriellen 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft vor allem in zukunftsträchtigen tech- 
nologischen Schlüsselbereichen; 

b) Vorhaben zur Erarbeitung besserer technolo- 
gischer Lösungen für; 

— die wirtschaftliche Infrastruktur und den öf- 
fentlichen Dienstleistungsbereich; 

— die Sicherung der Versorgung mit bzw. die 
Verminderung der Abhängigkeit von Fremd- 
quellen bei Energie und Rohstoffen; 

— die Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
situation der Menschen; 

c) Vorhaben der Ressortforschung für Zwecke 
der Gesetzgebung und Verwaltung. 


Ü Diese Schwierigkeiten werden von der Deutschen 
Revisions- und Treuhand AG Treuarbeit in ihrem 
Gutachten für den BMBW/BMFT „Zur Frage der finan- 
ziellen Erfolgsbeteiligung des Bundes bei erfolgreicher 
privatwirtschaftlicher Nutzung öffentlich mitfinanzierter 
FE-Arbeiten von Wirtschaftsunternehmen" vom Sep- 
tember 1972 wie folgt skizziert: . . . „So werden die 
Projektresultate in der Regel häufig erst einmal modifi- 
ziert und verbessert oder mit bereits bestehenden Er- 
zeugnissen bzw. Verfahren in Zusammenhang ge- 
bracht, bevor sie auf den Markt gelangen. Auch ver- 
mischen sich unter Umständen die Resultate des einen 
Projektes mit den Resultaten eines anderen und zeit- 
lich damit nicht zusammenhängenden Projektes. 

Die Folge davon ist, daß sich die Forschungs- und Ent- 
wicklungsresultate letztlich im gesamten bereits be- 
stehenden bzw. neu aufgenommenen Produktionspro- 
gramm verlieren. Dadurch wird es nach gewisser Zeit 
immer schwieriger, wenn nicht gar unmöglich, zu beur- 
teilen, welche Komponente die eigentliche Ursache für 
eine bestimmte Anwendung ist und welche Aus- 
wirkung sie im kommerziellen Ablauf des verwerten- 
den Unternehmens hat." (S. 55/56) 


Zu a) 

Bei marktnahen, auf das Produktionsprogramm des 
geförderten Unternehmens bezogenen Projekten 
haben im wirtschaftlichen Erfolgsfalle die Rückzah- 
lungspflicht oder - bei größeren Vorhaben - eine 
erweiterte finanzielle Erfolgsbeteiligung Vorrang 
vor Nutzungsrechten des Bundes oder Dritter, weil 

— solche Vorhaben, auf vorhandener Technologie 
aufbauend, überwiegend auf produkt- oder ver- 
fahrensspezifische Modifikationen, Anpassungs- 
arbeiten sowie deren Erprobung und anwen- 
dungstechnische Absicherung angelegt sind, 

— hier meist keine Grundlagentechnologien geför- 
dert werden, so daß nur ausnahmsweise für die 
weitere Forschung und Entwicklung wichtige 
Ausgangs- und Zwischenergebnisse anfallen, 

— eine exklusive Nutzung durch das geförderte 
Unternehmen daher insgesamt vertretbar er- 
scheint und der schnellen wirtschaftlichen Um- 
setzung in der Regel dienlich ist, 

— für kleinere Unternehmen ein entsprechender 
Entwicklungsvorsprung am Markt von existen- 
tieller Bedeutung sein kann. 

Um den Verwaltungsaufwand im Verhältnis zu den 
zu erwartenden Rückflüssen in Grenzen zu halten, 
ist bei den im Bereich des Bundesministers für For- 
schung und Technologie geförderten kleineren Vor- 
I haben an eine pauschalierte und ratenweise Rück- 
zahlung der Zuwendung gedacht. Die überarbeiteten 
Bewilligungsbedingungen (Bewirtschaftungsgrund- 
sätze) des Bundesministers für Forschung und Tech- 
nologie, die in Kürze in Kraft gesetzt werden, sehen 
eine Rückzahlung und Verzinsung der Zuwendung 
vor, die drei Jahre nach Abschluß des Vorhabens be- 
ginnt und ln fünf gleichen Jahresraten erfolgt, es sei 
denn, das wissenschaftlich-technische Ziel wurde 
nicht erreicht, eine kommerzielle Verwertung der 
Arbeitsergebnisse war nicht möglich, oder es wird 
kein nachhaltiger Umsatz erzielt. 

Bei den nicht unmittelbar auf definierte Produkte 
oder kurzfristig zur Anwendung kommende Ver- 
fahren angelegten Vorhaben wird dagegen den Nut- 
zungs- und Weitergaberechten ein höheres Gewicht 
zukommen, weil 

— bei der Förderung eines längerfristigen FE-Vor- 
laufs Zwischen- und Teilergebnisse anfallen, die 
das know-how des geförderten Unternehmens 
erweitern, ohne direkt und nachvollziehbar zu 
kommerziellen Erträgen zu führen (dies gilt je- 
doch dann nicht mehr, wenn know-how ver- 
äußert, d. h. der latente Marktwert realisiert 
wird), 

— solche an allgemeineren Problemstellungen 
orientierten Zwischen- und Teilergebnisse für die 
weitere Forschung und Entwicklung - gegebenen- 
falls auch für ganz andere Anwendungen - von 
hohem Nutzen sein können. 

Entsprechend der Bedeutung, die einer breiten Nut- 
zung der in diesen Förderungsbereichen erzielten 
Arbeitsergebnisse zukommt, wurden daher die Nut- 
zungsrechte Dritter wirksamer ausgestaltet, insbe- 
sondere 
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— eine einfache Lizenzpflicht auch bei Förderquoten 
bis 50 v. H. ( 

— bei einer Förderquote von mehr als 75 v. H. auch 
die Pflicht zum Abschluß von know-how-Ver- 
trägen und bei lOOprozentiger Förderung zur Lei- 
stung fertigungstechnischer Hilfe 

auferlegt. 

Soweit im Hinblick auf eigene Verwertungsinteres- 
sen des Zuwendungsempfängers und auf seine im 
Ausland erreichte Schutzrechtsposition zumutbar, hat 
der Zuwendungsempfänger darüber hinaus den 
Lizenznehmern auch Exporte in bestimmte Länder zu 
gestatten, soweit diese darum nachsuchen. 

Aufgrund der erwähnten Zurechnungsschwierigkei- 
ten von wirtschaftlichem Erfolg auf längerfristig 
vorausgegangene nicht unmittelbar produktbezogene 
FE-Aktivitäten, aber auch im Hinblick auf die Nut- 
zungsrechte für den Bund und für Dritte beschränkt 
der BMFT in seinen überarbeiteten besonderen Be- 
wirtschaftungsgrundsätzen den finanziellen Aus- 
gleich für den Bund in diesen Bereichen auf eine Be- 
teiligung an Lizenzeinnahmen sowie auf ein beson- 
deres Entgelt in Fällen, in denen er unter Verzicht 
auf die üblichen Nutzungsrechte eine exklusive Nut- 
zung zuläßt, was nur ausnahmsweise und lediglich 
befristet vorgesehen ist. 


Zu b) und c) 

Uberwiegen die unter b) und c) skizzierten Förde- 
rungsabsichten, dürfte den Nutzungsrechten des Bun- 
des für den öffentlichen Bedarf und der Weitergabe- 
möglichkeit an Dritte der Vorrang (vor Ertragsbetei- 
ligungsregelungen) zukommen. Das gilt besonders, 
soweit es sich um 

— grundsätzliche und weitreichende Entwicklungen 
handelt, die überwiegend vom Bund finanziert 
werden, 

— spätere Nutzung und Beschaffung durch öffent- 
liche Einrichtungen im Vordergrund steht, oder 

— grundlegende staatliche Gestaltungs- und Vor- 
sorgeaufgaben betroffen sind. 

Bereits in seinen bisherigen besonderen Bewirt- 
schaftungsgrundsätzen hat sich der BMFT daher 
auch einen Zugriff auf Vorpatente und sonstiges 
Background-know-how des Zuwendungsempfängers 
Vorbehalten, soweit dies notwendig ist, um die bei 
der Durchführung von Förderungsvorhaben ent- 
stehenden Nutzungsrechte des Bundes verwenden 
zu können. Künftig wird der Zuwendungsempfänger 
darüber hinaus verpflichtet, bei einer Förderungs- 
quote von mehr als 75 v. H. den vom Bund zur 
Deckung des öffentlichen Bedarfs herangezogenen 
Unternehmen fertigungstechnische Hilfe zu leisten. 
Andererseits sind auch hier eine Beteiligung an 
hohen Lizenzeinnahmen sowie ausnahmsweise und 
gegen besonderes Entgelt Exklusivnutzungen vor- 
gesehen. 


2. In wieviel Fällen und in welcher Form ist der 
Bund am Erfolg von öffentlich geförderten indu- 
striellen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
in Form von Nutzungsrechten beteiligt? 

1. Der Bund hat im Rahmen der FE-Förderung durch 
den Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie (und seine Vorgänger) nach den seit Juli 
1969 geltenden Bewilligungsbedingungen ein un- 
entgeltliches, nichtausschließliches Nutzungsrecht 
an den Neuerungen, Erfindungen, gewerblichen 
Schutzrechten und Schutzrechtsanmeldungen, die 
bei der Durchführung des Vorhabens entstanden 
sind. 

Der BMFT kann hiervon für 

— den eigenen Bedarf und für öffentliche Auf- 
träge, 

— staatliche Maßnahmen zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung, 

— die Durchführung gemeinsamer Programme 
mit anderen Staaten, zwischen- oder über- 
staatlichen Organisationen 

nichtübertragbare Unterbenutzungsrechte an 
Dritte erteilen. 

Bei einer Förderquote von mehr als 50 v. H. hat 
der Bund darüber hinaus Zugriff auf vorbe- 
stehende Schutzrechte des Zuwendungsempfän- 
gers, sofern dies zur Verwendung seiner Nut- 
zungsrechte aus dem geförderten Vorhaben erfor- 
derlich ist. Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie hat ferner ein Nutzungsrecht an den 
urheberrechtlich geschützten Arbeitsergebnissen 
sowie das in der Antwort zu Frage 1 in Ziffer 1 
erwähnte Weitergaberecht. 

Genaue Zahlen über die nach den Bewilligungs- 
bedingungen vom Juli 1969 durch den Bundes- 
minister für Forschung und Technologie und seine 
Vorgänger geförderten Vorhaben liegen erst 
vom Jahr 1972 an vor. In den Jahren 1972 bis 
1974 wurden danach einschließlich der FE-Auf- 
träge insgesamt 2373 Vorhaben im Bereich des 
Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie gefördert. 

2. Der Bundesminister des Innern behält sich eben- 
falls ein einfaches Nutzungsrecht an den ent- 
stehenden urheberrechtlich geschützten Arbeits- 
ergebnissen vor. Darüber hinaus ist der Zuwen- 
dungsempfänger verpflichtet, auf Anforderung 
des Bundesministers des Innern öffentlichen Ein- 
richtungen und gemeinnützigen Unternehmen 
eine nichtausschließliche Lizenz an den entstan- 
denen gewerblichen Schutzrechten, Patenten usw. 
zu erteilen. Die Nutzungsrechte des Bundesmini- 
sters des Innern sind seit Beginn des Haushalts- 
jahres 1974 bei etwa 300 Zuwendungsvorhaben 
vereinbart worden. 

3. In den hier betroffenen Förderungsbereichen des 
Bundesministers für Wirtschaft sowie bei den 
vom BMWi gewährten Zuwendungen für die 
industrielle Gemeinschaftsforschung werden Nut- 
zungsrechte des Bundes in der Regel nicht aus- 
bedungen. 
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3. In wieviel Fällen und in welcher Form wurden 
Rückzahlungs Vereinbarungen getroffen? 

1. Vom Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie und seinen Vorgängern wurden Rück- 
zahlungsvereinbarungen nur in Einzelfällen und 
Sonderbereichen vereinbart (Allerdings bestand 
bis 1969 bei allen Vorhaben die Verpflichtung, 
den Bund an Lizenzeinnahmen zu beteiligen und, 
bis 1967, die generelle Verpflichtung, den Bund 
an Erträgen aus der wirtschaftlichen Nutzung der 
FE-Ergebnisse angemessen zu beteiligen.), ins- 
besondere bei 

— Vorhaben der Uranprospektion, und zwar in 
Form einer Gewinnbeteiligung bis zur Höhe 
der mit 8 v. H. zu verzinsenden Zuwendung, 
die entfällt, sofern das geförderte Unterneh- 
men innerhalb von sechs Jahren nach Fällig- 
keit von Rückzahlungsbeträgen mindestens 
das Doppelte für weitere Uranprospektions- 
und Explorationsarbeiten aufwendet; 

— der Förderung eines Hochleistungs-Schnell- 
bahnsystems durch eine Umsatzbeteiligung 
nach Erreichen der Ertragsschwelle von zu- 
nächst 4 v. H.; nach Rückzahlung der Zuwen- 
dung bis zur Rückzahlung der doppelten Zu- 
wendungssumme von 2 v. H.; 

— der Förderung der Errichtung einer Uranan- 
reicherungsanlage (Demonstrationsanlage mit 
2000 t Jahreskapazität nach dem Zentrifugen- 
prinzip) durch anteilige Beteiligung des Bun- 
des an Erträgen, bis das Doppelte der Zuwen- 
dungssumme zurückgeflossen ist; 

— der marktnahen Förderung der Datenverarbei- 
tung durch unbedingte Rückzahlbarkeit von 
50 v. H. der Zuwendungssumme bei Vorhaben 
der problemorientierten Software-Entwicklung 
und erfolgsabhängige Rückzahlbarkeit bei Ge- 
rät- und Systementwicklungen einschließlich 
zugehöriger Basis-Software. Seit 1969 wurden 
vom BMWi und ab 1972 vom BMFT in diesem 
Bereich insgesamt etwa 200 Vorhaben bewil- 
ligt; der BMFT beabsichtigt, die Rückzahlung 
im Sinne der in der Antwort zu Frage 1 
Ziffer 2 zu a) erläuterten pauschalierten und 
ratenweisen Rückzahlung umzugestalten. 

2. Der Bundesminister für Wirtschaft fordert für 
alle FE-Zuwendungen an Unternehmen der Wirt- 
schaft und an die Institutionen der Gemein- 
schaftsforschung grundsätzlich eine Rückzahlung 
oder Erfolgsbeteiligung: 

— Bei der Förderung von Erstinnovationsvor- 
haben ist die Zuwendung in Abhängigkeit von 
dem aus der Verwertung des geförderten Vor- 
habens erzielten Gewinn und dem Kosten- 
anteil des Bundes zurückzuzahlen. Das geför- 
derte Unternehmen verpflichtet sich hierzu mit 
der Annahme des Zuwendungsbescheides. Die 
Rückzahlungsverpflichtung beginnt mit der 
wirtschaftlichen Verwertung und endet späte- 
stens zehn Jahre nach vollständiger Auszah- 
lung der Zuwendung. 


Die Beweislast, daß keine Rückzahlungen 
möglich sind, weil aus dem geförderten Vor- 
haben keine Gewinne erzielt werden, liegt bei 
dem Unternehmen. Von den seit Beginn des 
Programms (März 1972) insgesamt 58 geför- 
derten Vorhaben mit einem Gesamtbetrag 
von rd. 27 Mio DM liegen bisher, bedingt 
durch die bis zu drei Jahre betragende Lauf- 
zeit der Vorhaben, drei Rückzahlungsvor- 
schläge vor. Sie werden z. Z. geprüft. Mit 
weiteren Vorschlägen ist im Laufe des Jahres 
zu rechnen. 

— Gleiche Grundsätze der Rückzahlung und Er- 
folgsbeteiligung gelten für die nach gesonder- 
ten Richtlinien durchgeführte „Förderung der 
Erstinnovation im Steinkohlenbergbau". Zu- 
wendungsberechtigt sind hier nur regionale 
und überregionale Gemeinschaftsinstitutionen 
des Steinkohlenbergbaus, die sich mit Erst- 
innovationen und der hierzu erforderlichen 
Entwicklung befassen, wobei jedoch Berg- 
werksunternehmen als Dritte unmittelbar be- 
teiligt werden können. 

Seit Beginn der Erstinnovationsförderung im 
Steinkohlenbergbau im Jahre 1973 wurden 
insgesamt neun Vorhaben mit einem Gesamt- 
betrag von ca. 14 Mio DM gefördert. Rück- 
flüsse von Zuwendungen sind aufgrund der 
mehrjährigen Laufzeit der Projekte zunächst 
nicht zu erwarten. 

Mit der durch das „Rahmenprogramm Energie- 
forschung 1974 bis 1977" eingeleiteten Aus- 
weitung der bergtechnischen Innovationsför- 
derung um weitere Zuwendungsbeträge von 
ca. 25 bis 30 Mio DM/a in den folgenden vier 
Jahren wurde für die auf der Basis dieses 
Programms in die Förderung aufgenommenen 
Vorhaben über die Rückzahlungsverpflichtung 
bei Ergebnisverwertung hinaus auch ein un- 
entgeltliches, nichtausschließliches Nutzungs- 
recht der Erfindungen, Schutzrechte, Schutz- 
rechtsanmeldungen usw. für den Bund ver- 
traglich Vorbehalten. 

— Bei der Förderung von Entwicklungsvorhaben 
in der Berliner Industrie ist die Rückzahlungs- 
verpflichtung von der Höhe der Eigenbeteili- 
gung der Unternehmen an den zuwendungs- 
fähigen Kosten der Entwicklungsvorhaben ab- 
hängig. Bei einer Eigenbeteiligung von minde- 
stens zwei Dritteln können verlorene Zu- 
schüsse gewährt werden; bei einer Eigen- 
beteiligung von mindestens der Hälfte, aber 
weniger als zwei Dritteln sind die Zuwendun- 
gen in Abhängigkeit von erzielten Erlösen 
zurückzuzahlen; bei einer Eigenbeteiligung 
von mindestens einem Drittel, aber weniger 
als der Hälfte, ist die Zuwendung unabhängig 
vom Verwertungserfolg innerhalb von zehn 
Jahren zurückzuzahlen. 

Seit Beginn der Förderung im Jahre 1969 wur- 
den insgesamt 220 Vorhaben mit einem Ge- 
samtbetrag von 25 Mio DM gefördert. 
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— Im Rahmen der Förderung der Entwicklung 
von zivilen Luftfahrzeugen wurden von 1963 
bis 1970 in acht Fällen und mit einer Gesamt- 
summe von 125 Mio DM unverzinsliche Dar- 
lehen gewährt, deren Tilgungsplan an der 
Erreichung bestimmter Verkaufsstückzahlen 
bzw. dem erzielten Unternehmensgewinn 
orientiert ist und die im Falle des Mißerfolgs 
in einen verlorenen Zuschuß umgewandelt 
werden können. Seit 1969 wurden für insge- 
samt sieben Projekte Zuwendungen (Zu- 
schüsse) mit einer Gesamtsumme von 1441 
Mio DM bewilligt. Der Bund ist an den Ver- 
kaufserlösen beteiligt, soweit eine Mindest- 
zahl verkaufter Luftfahrzeuge erreicht ist. Die 
vereinbarten Beteiligungssätze steigen stufen- 
weise mit den verkauften Stückzahlen bis zur 
vollständigen Rückzahlung der Zuwendung. 
Danach wird ein gleichbleibender Beteili- 
gungssatz am Verkaufserlös für den Bund 
aufrechterhalten. Darüber hinaus ist der Bund 
an erzielten Lizenzeinnahmen angemessen zu 
beteiligen. 

— Bei Zuwendungen an Mitglieder der Arbeits- 
gemeinschaft industrieller Forschungsvereini- 
gungen e. V. ist der Bund an finanziellen Er- 
trägen bis zur Höhe der Zuwendung ein- 
schließlich einer angemessenen Verzinsung zu 
beteiligen. Wegen der besonderen Art der 
Förderung (Gemeinschaftsforschung, d. h. Zu- 
wendungsempfänger sind nicht einzelne Un- 
ternehmen, sondern gemeinnützige indu- 
strielle Forschungsvereinigungen), ist im all- 
gemeinen die Voraussetzung für die Rück- 
zahlung nicht gegeben. 

3. Im Bereich des Bundesministeriums des Innern 
bestehen in etwa 90 Fällen Rückzahlungsverein- 
barungen, wonach der Zuwendungsempfänger 
den Bund an finanziellen Erträgen aus der Ver- 
wertung des FE-Ergebnisses (insbesondere auch 
an Lizenzeinnahmen) bis zur Höhe der gewährten 
Zuwendungen zu beteiligen hat. 


4. In wieviel Fällen ist die Bundesregierung über 
eine Rückzahlung hinaus zu Formen einer erwei- 
terten finanziellen Erfolgsbeteiligung überge- 
gangen? 

Eine erweiterte finanzielle Erfolgsbeteiligung wurde 
bisher vor allem auf größere Vorhaben angewandt. 
Im einzelnen handelt es sich hierbei um die zu 
Frage 3 bereits erläuterten Zuwendungen zur Förde- 
rung der Entwicklung 

— von zivilen Luftfahrzeugen (sieben Fälle), 

— einer Hochleistungs-Schnellbahn sowie 

< — zur Errichtung einer Demonstrationsanlage für 
die Urananreicherung nach dem Zentrifugen- 
prinzip. 

5. Gibt es Fälle, bei denen eine auf den Umsatz 
bezogene Beteiligung - wie sie in dem im Fe- 
bruar 1972 abgeschlossenen Gutachten der Treu- 


arbeit-AG empfohlen wurde - oder eine Betei- 
ligung an Lizenzeinnahmen vereinbart worden 
ist? 

Solche Fälle sind die zu Fragen 3 und 4 bereits auf- 
geführten Erfolgsbeteiligungsregelungen bei 

— Zuwendungen zur Entwicklung ziviler Luftfahr- 
zeuge (Beteiligung an Verkaufserlösen und 
Lizenzeinnahmen) , 

— der Förderung der Entwicklung einer Hochlei- 
stungs-Schnellbahn (Beteiligung am Umsatz und 
an Lizenzeinnahmen), 

außerdem 

— die an Verkaufserlöse anknüpfende Rückzah- 
lungsregelung bei der Förderung von Entwick- 
lungsvorhaben in der Berliner Industrie (vgl. 
oben Frage 3), 

— die Einbeziehung von Lizenzeinnahmen in die 
Rückzahlungsverpflichtung bei Förderungsvor- 
haben des BMI, 

— die (Wieder) einführung einer Beteiligung an 
Lizenzeinnahmen im Bereich des BMFT (vgl. oben 
Antwort zu Fragen 1 und 3). 


G. In welcher Höhe sind Rückflüsse erfolgt, stehen 
sie für Förderungsmaßnahmen erneut zur Ver- 
fügung, und wie wird die künftige Entwicklung 
eingeschätzt? 

1. Rückflüsse aus der wirtschaftlichen Nutzung von 
geförderten FE-Ergebnissen sind bisher nur in 
geringem Umfang erfolgt: 

— Im Bereich des BMWi im Rahmen der Förde- 
rung der Entwicklung von zivilen Luftfahr- 
zeugen bisher insgesamt 10 Mio DM; im Rah- 
men der Förderung von Entwicklungsvor- 
haben in der Berliner Industrie bisher 1 Mio 
DM (Rückzahlungen über weitere 2 Mio DM, 
d. h. insgesamt über rd. 10 v. H. der veraus- 
gabten Mittel festgelegt); im Rahmen der 
Förderung der Erstinnovationen sind noch 
keine Rückflüsse erfolgt (siehe Antwort zu 
Frage 3). Z. Z. werden die ersten Rückzah- 
lungsvorschläge geprüft. 

— - Im Bereich des BMFT sind auf der Basis der 
bis 1969 ausbedungenen Beteiligung an 
Lizenzeinnahmen Rückzahlungen in Höhe von 
180 000 DM erfolgt. Bei einer umfangreichen 
Lizensierung sind die Verhandlungen noch 
nicht abgeschlossen. Bei der marktnahen För- 
derung der Datenverarbeitung liegt eine 
Reihe von Rückzahlungsvorschlägen vor. 

— Im BMI sind noch keine Rückflüsse zu ver- 
zeichnen. 

Die Rückflüsse in den erst vor kurzem angelaufe- 
nen Förderungsbereichen werden ansteigen. Auch 
wird die allgemeine Einführung von Rückzah- 
lungsregelungen bei der Förderung marktnaher 
Vorhaben (BMFT) ebenso wie die weitergehende 
Erfolgsbeteiligung bei großen Projekten und 
schließlich die Rückkehr zur Beteiligung an 
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Lizenzerträgen zu höheren Rückflüssen führen. 

Grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, daß der 
- Bund die industrielle Forschung und Entwicklung 
vornehmlich in solchen für die Allgemeinheit und 
die wirtschaftliche Zukunftssicherung wichtigen 
Bereichen fördert, die von der Wirtschaft aus 
eigenem Antrieb nicht mit ausreichenden Mitteln 
oder nicht frühzeitig genug in Angriff genommen 
würden. Dementsprechend ist es kaum möglich, 
sichere Aussagen über die Wahrscheinlichkeit 
wirtschaftlicher Durchbrüche zu machen. 

2. Eine zweckgebundene Wiederverwendung von 
Rückflüssen für die Förderung von FE- Vorhaben 
berührt wichtige Haushaltsgrundsätze. Sie ist 
nicht ohne besondere Vorkehrungen möglich. In 
Betracht kommen 

a) entsprechende Haushaltsvermerke bei den 
jeweiligen Titeln, 

b) eine Berücksichtigung der erzielten oder er- 
warteten Rückflüsse bei der Bemessung der 
entsprechenden Ausgabenansätze im Haus- 
halts- und Finanzplan. 


7. Welche konkreten Ergebnisse zeitigten die im 
Anschluß an das Prognos-Gutachten angestellten 
Überlegungen; unter welchen Voraussetzungen 
ist in noch anderen Fällen eine Rückzahlung 
oder Ertragsbeteiligung vorgesehen? 

1. In ihrer Studie für den BMBW/BMFT schlägt die 
Prognos AG vor, für die wirtschaftliche Durch- 
setzung großer und bahnbrechender („radikaler") 
Innovationen, 

— die auf langjährig öffentlich finanzierter For- 
schung und Entwicklung basieren, 

— deren sozialer Nutzen (bei auch längerfristig 
unsicheren privaten Erträgen) im Vordergrund 
steht, 

— die nach dem Umfang des längerfristig einzu- 
gehenden Risikos kaum von einzelnen selbst 
großen Unternehmen durchgeführt werden 
können und daher 

— ohnehin am ehesten in gemeinsamen Unter- 
nehmen, d. h. mit einer Bündelung des pro- 
jektspezifischen know-how und der Kapital- 
kraft verschiedener Unternehmen (joint-ven- 
tures) durchgeführt werden könnten, 

eine Beteiligung des Staates - vorzugsweise über 
bestehende öffentliche Unternehmen - zur Siche- 
rung des Innovationserfolges vorzusehen. Dabei 
würde das Rückzahlungsproblem für den Staat 
aufgrund der unternehmerischen Beteiligung - 
auch an Gewinnen - nicht entstehen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Beteiligung des Bundes auf wichtige Einzelfälle 
beschränkt bleiben sollte, zumal Ertragsbeteili- 
gungsregelungen auch auf vertraglicher Basis zu 
regeln sind (vgl. oben Antwort zu Frage 4). In 
einem ersten derartigen Fall - der Übernahme 
eines wesentlichen Finanzierungsanteils an der 
geplanten Demonstrationsanlage zur Uranan- 


reicherung nach dem Zentrifugenprinzip - hat sich 
der BMFT eine von bestimmten künftigen Ent- 
wicklungen abhängige Option auf eine spätere 
Beteiligung Vorbehalten. 

2. Neben den in den Antworten zu den Fragen 3, 
4 und 5 genannten Fällen ist eine Rückzahlung 
staatlicher Mittel auch im Rahmen von Risiko- 
beteiligungsverträgen vorgesehen, wie sie vom 
BMFT vor allem zur Absicherung des Betrei- 
berrisikos bei Demonstrationsanlagen abge- 
schlossen werden. Die vertraglichen Regelungen 
sehen vor, daß nach einem notwendig geworde- 
nen Risikoausgleich durch den Bund aus im wei- 
teren Geschäftsverlauf erzielten Gewinnen Rück- 
zahlungen an den Bund geleistet werden. 


Ergänzende Bemerkungen 

1. Bei der Beantwortung wurde davon ausgegangen, 
daß die gestellten Fragen sich auf Zuwendungen 
des Bundes zur Förderung technologischer For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben (FE-Vor- 
haben) der Wirtschaft beziehen, wie sie in größe- 
rem Umfang vor allem vom BMFT und BMWi, in 
kleinerem Umfang vom BMI - als Unterlage für 
Gesetzgebungstätigkeit und Maßnahmen im Be- 
reich der Umweltfragen - und einigen anderen 
Ressorts vergeben werden. Forschungsaufträge 
an die Wirtschaft - etwa des BMVg im Rahmen 
der wehrtechnischen Entwicklung und Erprobung, 
des BMFT im Bereich Reaktorsicherheitsfor- 
schung - wurden nicht mitbehandelt; hier handelt 
es sich um Vorhaben, die von den Ressorts zur 
Deckung eines eigenen FE-Bedarfs initiiert wer- 
den, wobei das FE-Ergebnis die Gegenleistung 
des Auftragnehmers darstellt. 

Allerdings überlassen die Auftragsbedingungen 
dem Auftragnehmer die entstehenden Erfindun- 
gen, gewerblichen Schutzrechte und Schutzrechts- 
anmeldungen. Dem staatlichen Auftraggeber wird 
jedoch ein nichtausschließliches Nutzungsrecht 
für eigene Zwecke eingeräumt. Darüber hinaus 
ist, soweit der BMVg im Zusammenhang mit Be- 
schaffungsüberlegungen Aufträge zur wehrtech- 
nischen Entwicklung und Erprobung vergibt, der 
Auftragnehmer insbesondere verpflichtet, ferti- 
gungstechnische Hilfe an vom BMVg beauftragte 
dritte Unternehmen zu leisten. BMFT und BMV 
verpflichten den Auftragnehmer zur Erteilung 
von Unterbenutzungsrechten an allen seinen an- 
deren bereits bestehenden in- und ausländischen 
Schutzrechten, soweit sie erforderlich sind, um 
das FE-Ergebnis für Zwecke des Bundes nutzen 
zu können. Darüber hinaus hat der Auftragneh- 
mer nichtausschließliche Unterlizenzen auch an 
Dritte zur Benutzung im Inland bzw. in der EG 
(BMV) zu branchenüblichen Bedingungen zu er- 
teilen. 

Die Frage einer Rückzahlung bzw. einer Erfolgs- 
beteiligung stellt sich bei Forschungsaufträgen 
nur, soweit das FE-Ergebnis vom Auftragnehmer 
bei Lieferungen an Dritte oder durch Erteilung 
von Unterlizenzen genutzt wird. Einige Ressorts 
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(BMVg, BMV r zukünftig auch BMFT) behalten 
sich eine prozentuale Beteiligung an Lizenzein- 
nahmen vor. Der BMVg ist mit 5 v. H. an den mit 
Dritten erzielten Umsätzen und mit 50 v. H. an 
vom Auftragnehmer erzielten Lizenzeinnahmen 
beteiligt, grundsätzlich begrenzt auf fünf Jahre 
nach Abschluß des Vorhabens und auf die Rück- 
zahlung der Auftragssumme mit einem ein- 
maligen Aufgeld von 6,5 v. H. 

2. Die insgesamt vom Bund als Zuwendungen und 
über Aufträge an Unternehmen der gewerb- 
lichen Wirtschaft vergebenen FE-Mittel konzen- 
trierten sich 1974, wie die nachstehende Tabelle 
zeigt, zu mehr als 99 v. H. auf vier Ressorts. 


Ressort 

Abflüsse 
in Mio DM 
(1974) 

Vergabeart 

BMVg 

1 132,0 

FE-Aufträge 

BMFT 

966,5 

weit überwiegend Zu- 
wendungen; FE-Aufträge 
in den Bereichen Reaktor- 
sicherheit und Weltraum- 
forschung 

BMWi 

299,0 

Zuwendungen 

BMI 

16,3 

Zuwendungen und FE- 
Aufträge 

Sonstige 

15,7 

Zuwendungen und FE- 

(u. a. BMBW, 

Aufträge 


B 7 *v, BMBau, 

BMZ) 

alle Ressorts 2 429,5 


Die Beantwortung stützt sich daher vor allem 
auf die bei BMFT und BMWi als den größten 
Zuwendungsgebern getroffenen oder vorgesehe- 
nen Regelungen. Die Förderungsmodalitäten und 
Erfahrungen der übrigen Ressorts weichen hier- 
von nicht wesentlich ab. 

3. Das Bundeskabinett hat am 24. März 1975 Maß- 
nahmen zur Koordinierung der FE-Aktivitäten des 
Bundes beschlossen. Hierzu gehört eine größere 
Harmonisierung der Bewilligungs- und Vergabe- 
bedingungen der Ressorts für FE-Vorhaben bis 
1. Januar 1978. Der Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat am 21. Mai 1975 die 
Bundesregierung aufgefordert, diesen Termin auf 
den 30. Juni 1976 vorzuziehen. 




